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Berichte

Rolle des Rechts in der 
sozialistischen ökonomischen Integration

MARGRET EDLER, wiss. Mitarbeiterin, und 
Dozent Dr. habil. HEINZ GOLD, Sekretär des Rates 
für staats- und rechtswissenschaftliche Forschung 
an der Akademie der Wissenschaften der DDR

Auf dem XXVI. Parteitag der KPdSU und dem X. Partei­
tag der SED wurde die weitere Vertiefung der sozialisti­
schen ökonomischen Integration erneut als eine erstrangige 
Aufgabe der RGW-Mitgliedsländer bezeichnet. In Auswer­
tung der Materialien dieser Parteitage befaßte sich deshalb 
der Rat für staats- und rechtswissenschaftliche Forschung 
an der Akademie der Wissenschaften der DDR in seiner 
Tagung am 24. April 1981 mit dem Thema „Probleme der 
Rechtsentwicklung im Prozeß der sozialistischen ökonomi­
schen Integration“. Gemeinsam mit führenden Vertretern 
der Staats- und Wirtschaftspraxis erörterten Wissenschaft­
ler Fragen der noch wirksameren Anwendung des sozia­
listischen Rechts bei der weiteren Verflechtung der Volks­
wirtschaftskomplexe der RGW-Mitgliedsländer durch die 
Entwicklung entsprechender arbeitsteiliger Beziehungen.

Im Referat der Tagung ging Prof. Dr. M. K e m p e r ,  
Institut für Wirtschaftsrecht der Hochschule für Ökonomie 
„Bruno Leuschner“, Berlin, von der Feststellung der bei­
den Parteitage aus, daß die sozialistische ökonomische 
Integration eine entscheidende Bedingung für die Lösung 
der wirtschafts- und sozialpolitischen Aufgaben der sozia­
listischen Staaten sowie für die weitere Festigung der 
sozialistischen Staatengemeinschaft ist. Er verdeutlichte an­
hand von Schwerpunkten, welche ökonomischen Prozesse 
sich gegenwärtig in der sozialistischen internationalen Zu­
sammenarbeit vollziehen und welche daraus resultierenden 
Fragen durch die Leitungstätigkeit der sozialistischen Staa­
ten und die Wirtschaftstätigkeit sozialistischer Wirtschafts­
organisationen zu lösen sind. Dabei geht es nicht nur um 
neue Fragen der sozialistischen ökonomischen Integration, 
sondern auch darum, die bisherige Praxis entsprechend 
den Anforderungen der 80er Jahre neu zu durchdenken.

Am Beispiel der unmittelbaren Koordinierung der 
Volkswirtschaftspläne der einzelnen RGW-Mitgliedstaaten, 
der Organisierung der Spezialisierung und Kooperation, 
der Realisierung der Produktionsbeziehungen sowie des 
Systems der Verantwortlichkeitsregelungen veranschau­
lichte Kemper den wechselseitigen Zusammenhang der 
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten, der Beziehun­
gen zwischen dem jeweiligen Mitgliedstaat und seinen 
Wirtschaftseinheiten (Kombinaten und Betrieben) sowie 
der Beziehungen zwischen gleichberechtigten Wirtschafts­
einheiten verschiedener Mitgliedstaaten. Die Komplexität 
dieser Gesamtbeziehungen, die sich u. a. auch in völker­
rechtlichen, verwaltungsrechtlichen und wirtschaftsrecht­
lichen Regelungen widerspiegeln, wird von der Mehrheit 
der Rechtswissenschaftler der DDR in einem selbständigen 
komplexen Rechtszweig „Sozialistisches internationales 
Wirtschaftsrecht“ zusammengefaßt.* Diese Position berück­
sichtigt die Entwicklung unserer innerstaatlichen Rechts­
ordnung — die Herausbildung des Wirtschaftsrechts der 
DDR als selbständiger Rechtszweig sowie die Schaffung 
einer Sonderregelung für internationale Wirtschaftsver­
träge in Form des GIW — und trägt zugleich der objektiv 
begründeten Forderung nach komplexer Regelung interna­
tionaler und innerstaatlicher, zwischenstaatlicher und zwi­
schenbetrieblicher Beziehungen im erforderlichen Maße 
Rechnung.

Im weiteren behandelte Kemper objektive Erfordernisse 
und rechtliche Regelung der Koordinierung der Volkswirt­
schaftspläne der einzelnen RGW-Mitgliedsländer sowie 
der Spezialisierung und Kooperation der Produktion. Aus­
führlich ging er in diesem Zusammenhang auf das System 
der Sicherung der Vertragserfüllung und der Verantwort­
lichkeitsregelung ein, das insgesamt der Dialektik von 
Souveränität und internationaler Verpflichtung der sozia­
listischen Staaten entspricht.

In einem grundsätzlichen Diskussionsbeitrag betonte 
Prof. Dr. St. S u p r a n o w i t z ,  Stellvertreter des Mini­
sters der Justiz, zunächst die aktuelle Bedeutung von 
Rechtsproblemen der sozialistischen ökonomischen Integra­
tion nach dem X. Parteitag der SED sowie das besondere 
Interesse des Justizministeriums an ihrer Erörterung, wo­
bei er den wechselseitigen Zusammenhang von Gestaltung 
der nationalen Rechtsordnung und Entwicklung des Sy­
stems internationaler Rechtsbeziehungen hervorhob. In 
den letzten Jahren wurden bei der rechtlichen Durchdrin­
gung der Integrationsbeziehungen die Praxis fördernde 
Fortschritte vor allem auf folgenden Gebieten erzielt:

1. Das System der Vertragsbeziehungen zwischen den 
Wirtschaftsorganisationen der RGW-Mitgliedsländer wurde 
vervollkommnet, wobei über Warenlieferungen hinaus auch 
das Vertragssystem für die Spezialisierung und Koopera­
tion der Produktion und für wichtige Formen der wissen­
schaftlich-technischen Zusammenarbeit erfaßt ist.

2. Es wurden Rechtsgrundlagen für den Status, die 
Privilegien und Immunitäten zwischenstaatlicher ökonomi­
scher Organisationen des RGW sowie für die Gründung 
und Tätigkeit internationaler Wirtschaftsorganisationen 
(einschließlich der Regelung der Abeitsbedingungen der 
dort beschäftigten Werktätigen) geschaffen.

3. Vervollkommnet wurde auch das System der mate­
riellen Verantwortlichkeit, und zwar sowohl der Wirt­
schaftsorganisationen als auch der Staaten aus Abkommen 
über die wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit. Zugleich wurden die Rechtsgrundlagen 
für schiedsgerichtliche Entscheidungen von Streitigkeiten 
aus der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit der Wirtschaftsorganisationen weiter aus­
gestaltet.

Hieraus ergeben sich — wie Supranowitz darlegte — ins­
besondere folgende Aufgaben, die nach gemeinsamer Auf­
fassung der RGW-Mitgliedsländer in der Beratung für 
Rechtsfragen in den nächsten Jahren gelöst werden müs­
sen:
— die weitere Ausarbeitung der Rechtsfragen der Spezia­

lisierung und Kooperation, insbesondere unter dem 
Aspekt der Rechtsgrundlagen für mehrseitige zwischen­
staatliche Beziehungen;

— die Vervollkommnung der Vertragsregelungen für die 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit bis hin zur 
Klärung der Fage, ob eine vereinheitlichte Regelung der 
Vertragsbeziehungen der RGW-Mitgliedsländer zweck­
mäßig ist;

— die Klärung von Rechtsfragen, die mit dem Abschluß 
von Abkommen über die gemeinsame Errichtung von 
Investitionsobjekten der RGW-Mitgliedsländer verbun­
den sind;

— die Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen zur Sicherung 
der strikten Erfüllung gegenseitiger Verpflichtungen 
aus Abkommen und Verträgen über die wirtschaftliche 
und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
Supranowitz unterstützte che Forderung, die theore­

tische Gesamtkonzeption des internationalen Wirtschafts­
rechts weiter auszuarbeiten, und wies auf die Notwendig­
keit hin, die theoretische Verallgemeinerung auf der 
Grundlage der Praxis der Integrationsbeziehungen vorzu­
nehmen.

Im Mittelpunkt der Ausführungen von Prof. Dr. H. 
S t r o h b a c h ,  Direktor des Instituts für ausländisches 
Recht und Rechtsvergleichung der Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft der DDR, standen u. a. Probleme 
der Herausbildung und Entwicklung des Rechtszweiges 
Internationales Wirtschaftsrecht und seine Bedeutung als 
Instrument zur Leitung internationaler ökonomischer Pro­
zesse der RGW-Mitgliedsländer. Strohbach hob hervor, daß 
Grundlage und Maßstab der rechtswissenschaftlichen For­
schung und Lehre stets die realen gesellschaftlichen Bezie­
hungen, die Komplexität der sozialistischen ökonomischen 
Integration sein müssen. Dabei ist das Hauptaugenmerk 
der Forschung auf den funktionellen Zusammenhang zu 
richten, der zwischen den Beziehungen der RGW-Mitglieds­
länder und den Beziehungen der Wirtschaftseinheiten be­
steht.


